
1. EINLEITUNG

1.1 Diese Allgemeinen Stromlieferbedingungen der 
Stadtwerke Feldkirch gelten für Verträge über die 
Belieferung von Verbrauchsstellen von Unternehmern 
in Österreich mit elektrischer Energie.

1.2 Unternehmer sind natürliche oder juristische Per-
sonen, die gemäß § 1 UGB ein Unternehmen betrei-
ben (ausgenommen sind Kleinunternehmen gemäß 
§ 6 Abs 1 Z 80 Elektrizitätswirtschaftsgesetz). Sie 
werden im Folgenden als „Kunden“ bezeichnet. 
Stadtwerke Feldkirch werden im Folgenden „Strom-
lieferant“ genannt.

1.3 Die ALB sowie die Produkt- und Informations-
blätter liegen im Kundenzentrum des Stromlieferan-
ten bereit und können im Internet jederzeit unter 
www.stadtwerke-feldkirch.at abgerufen werden. 
Auf Verlangen übermittelt der Stromlieferant dem 
Kunden unentgeltlich ein Exemplar per Post.

1.4 Geschäfts- oder Vertragsbedingungen des Kun-
den haben keine Geltung, wenn nicht ausdrücklich 
und schriftlich etwas Anderes vereinbart wurde.

2. VERTRAGSABSCHLUSS, KOMMU-
NIKATION, LAUFZEIT, KÜNDIGUNG

2.1 Der Stromlieferungsvertrag kommt zustande, in-
dem das dem Angebot des Stromlieferanten beige-
legte, vom Kunden unterschriebene Auftrags- oder 
Vertragsformular per Post, Telefax oder eingescannt 
als E-Mail-Anhang, an die angegebene Adresse 
des Stromlieferanten gesendet und vom Stromliefe-
ranten innerhalb der im Angebot angeführten Frist 
dem Kunden schriftlich bestätigt wird.

2.2 Sofern nichts Anderes vereinbart ist, endet der 
Stromlieferungsvertrag mit Ablauf des vertraglich 
vereinbarten Zeitraumes, unabhängig von einer 
allfälligen Trennung der Netzverbindung.

2.3 Die Belieferung der Verbrauchsstelle(n) des Kun-
den mit Strom wird vom Stromlieferanten unter der 

Bedingung veranlasst, dass der Kunde für die ver-
tragsgegenständliche(n) Verbrauchsstelle(n) jeweils 
mit seinem zuständigen Netzbetreiber über einen 
gültigen Netzzugangsvertrag verfügt. Ist das nicht 
der Fall, hat der Kunde die entsprechenden Voraus-
setzungen auf seine Kosten zu schaffen.

2.4 Die Belieferung beginnt, wenn die Kundenan-
lage über einen den gesetzlichen Bestimmungen 
entsprechenden aufrechten Netzzugang verfügt und 
die Belieferung nach den Marktregeln möglich ist, 
frühestens aber zu dem vereinbarten Lieferbeginn.

2.5 Durch Abschluss des Stromlieferungsvertrages 
wird der Kunde mittelbares Mitglied jener Bilanz-
gruppe, welcher der Stromlieferant angehört.

2.6 Das Recht zur außerordentlichen Kündigung des 
Stromlieferungsvertrages ist nicht ausgeschlossen.

2.7 Für seit 24.12.2025 erfolgte Vertragsabschlüs-
se zwischen dem Stromlieferanten und Endkunden 
gilt die elektronische Kommunikation als vereinbart 
(§ 18 ElWG). Bei im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des ElWG am 24.12.2025 bestehenden Verträ-
gen bedarf die Vereinbarung der elektronischen 
Kommunikation der ausdrücklichen Zustimmung 
des Endkunden, es sei denn, die elektronische 
Kommunikation wurde bereits vereinbart. Die Ver-
einbarung der elektronischen Kommunikation bzw. 
eine erteilte Zustimmung kann von den Vertragspar-
teien jederzeit widerrufen werden. Bei Widerruf gilt 
die Kommunikation in Papierform als vereinbart und 
rechtlich bedeutsame Erklärungen des Stromlieferan-
ten werden dann in Papierform per Post an die vom 
Kunden dem Stromlieferanten zuletzt bekanntgege-
bene postalische Anschrift übermittelt.

2.8 Im Falle der aufrechten Vereinbarung der 
elektronischen Kommunikation werden rechtlich 
bedeutsame Erklärungen des Stromlieferanten (Ver-
tragsbedingungen, Änderungen der Vertragsbe-
dingungen oder vertraglich vereinbarten Entgelte, 
Produkt- und Informationsblätter, Erklärungen und 
andere Informationen vor Vertragsabschluss und 

während der Vertragslaufzeit sowie Rechnungen 
und Rechnungsinformationen) elektronisch übermit-
telt. Bei elektronischer Übermittlung von vertragsre-
levanten Inhalten ist der Kunde klar und deutlich 
auf diesen Umstand hinzuweisen. Die elektronische 
Übermittlung erfolgt mittels E-Mail an die vom Kun-
den dem Stromlieferanten zuletzt zum Zweck des 
Empfangs von vertragsrelevanten Inhalten bekannt-
gegebene E-Mail-Adresse des Kunden oder über 
das Web-Portal des Stromlieferanten. Der Kunde ist 
vom Stromlieferanten unverzüglich per E-Mail auf 
die Verfügbarkeit einer neuen Erklärung im Web-Por-
tal hinzuweisen. Der Kunde gibt eine gültige und 
funktionsfähige E-Mail-Adresse bekannt und wird 
sich regelmäßig über den Eingang von Mitteilun-
gen des Stromlieferanten unter der von ihm bekannt-
gegebenen E-Mail-Adresse informieren, da diese 
Reaktionsfristen auslösen können, deren Versäumung 
nachteilige Folgen für den Kunden haben kann.

3. QUALITÄT, ABNAHMEVERPFLICH-
TUNG, WEITERLEITUNGSVERBOT

3.1 Der Stromlieferant liefert elektrische Energie, 
die hinsichtlich technischer Sicherheit, Zuverlässig-
keit und Leistungsfähigkeit den Allgemeinen Bedin-
gungen für den Zugang zu den Verteilernetzen des 
zuständigen Netzbetreibers und den darin festge-
legten Qualitätsstandards entspricht. Die Qualitäts-
sicherung der gelieferten elektrischen Energie am 
Netzanschlusspunkt der Kundenanlage obliegt dem 
jeweiligen Netzbetreiber zu seinen genehmigten 
und veröffentlichten Allgemeinen Bedingungen für 
den Zugang zu den Verteilernetzen. Erfordert der 
störungsfreie Betrieb von Anlagen und Geräten eine 
über die vom Netzbetreiber bereitgestellte hinaus-
gehende Qualität, so trifft der Kunde hierfür selbst 
geeignete Vorkehrungen.

3.2 Der Kunde ist gegenüber dem Stromlieferanten 
zur Abnahme und Bezahlung der elektrischen Energie 
entsprechend dem im Stromlieferungsvertrag festge-
legten Umfang verpflichtet. Der Stromlieferant erfüllt 
seine Lieferverpflichtungen vertragsgemäß durch Be-
reitstellung der Strommenge in seiner Bilanzgruppe.

ALLGEMEINE STROMLIEFERBEDINGUNGEN (ALB) 
FÜR UNTERNEHMEN IN ÖSTERREICH Gültig ab 1. April 2026

Stadtwerke Feldkirch
Leusbündtweg 49, 6800 Feldkirch, Österreich, FN 64473p, Firmenbuchgericht: LG Feldkirch 

(im Folgenden als „Stromlieferant“ bezeichnet)



3.3 Der Kunde verpflichtet sich, die gelieferte elek-
trische Energie nicht an Dritte oder eine andere Ver-
brauchsstelle weiterzuleiten, sofern nicht ausdrück-
lich und schriftlich etwas Anderes vereinbart wurde. 
Der Kunde verpflichtet sich darüber hinaus, im Fall 
einer beabsichtigten Vermarktung von Flexibilität in 
Form der Steuerung seines Verbrauchsverhaltens, 
den Stromlieferanten zu informieren. Die Informa-
tion hat unter Berücksichtigung der Punkt 2.7. und 
2.8. zu erfolgen.

4. ÄNDERUNGEN IM 
VERBRAUCHSVERHALTEN

4.1 Grundlage für die Beschaffung des vom Kun-
den benötigten Stroms und die Kalkulation der ver-
einbarten Preise ist der vom Stromlieferanten auf 
Basis der vom Kunden genannten Daten (historische 
Lastgänge, für den Lieferzeitraum erwartete Lastver-
läufe) erstellte Prognosefahrplan. Der Kunde unter-
stützt den Stromlieferanten nach bestem Vermögen 
bei der Aufnahme der Lastgänge.

4.2 Um die erforderliche Ausgleichsenergie mög-
lichst gering zu halten, hat der Kunde dem Stromlie-
feranten vorhersehbare wesentliche Abweichungen 
vom erwarteten Verbrauchsverhalten so früh wie 
möglich, mindestens jedoch eine Woche vorher 
schriftlich mitzuteilen. Solche Abweichungen sind 
z. B. geplante Abschaltungen oder Inbetriebnahme 
von Produktionsanlagen. Sollte der Kunde seinen 
Stromverbrauch dauerhaft durch Inbetriebnahme 
einer Eigenerzeugungsanlage ändern, so hat der 
Kunde dies jedenfalls dem Stromlieferanten frühzei-
tig mitzuteilen. Über nicht vorhersehbare Abwei-
chungen hat der Kunde den Stromlieferanten unver-
züglich nach Feststellung zu unterrichten. Meldet der 
Kunde Abweichungen nicht oder nicht rechtzeitig, 
kann der Stromlieferant vom Kunden Ersatz des ihm 
hieraus entstehenden Schadens (z. B. erhöhte Aus-
gleichsenergiekosten) verlangen, es sei denn, den 
Kunden trifft an der unterbliebenen Meldung kein 
Verschulden. 

5. NICHTERFÜLLUNG

5.1 Ist der Stromlieferant oder der Kunde vollstän-
dig oder teilweise an der Erfüllung seiner Verpflich-
tungen zur Lieferung oder Abnahme von Strom ver-
hindert, ruhen die jeweiligen Verpflichtungen, bis 
die Hindernisse, Fehler oder Störungen sowie deren 
Folgen behoben sind. Das Belieferungsende bleibt 
davon unberührt und richtet sich ausnahmslos nach 
dem vertraglich vereinbarten Endzeitpunkt.

5.2 Eine Verpflichtung des Stromlieferanten zur Voll-
versorgung besteht insbesondere dann nicht, 
– ��soweit und so lange der Netzbetreiber den Net-

zanschluss und/oder die Anschlussnutzung unter-
brochen hat,

– ��soweit und so lange der Stromlieferant an dem 
Bezug oder der vertragsgemäßen Lieferung von 
Strom durch höhere Gewalt oder sonstige Umstän-
de, deren Beseitigung dem Stromlieferanten nicht 
möglich ist oder wirtschaftlich nicht zugemutet 
werden kann, gehindert ist, 

– ��soweit sonstige Umstände, die vom Stromliefe-
ranten nicht verschuldet sind, es ihm ganz oder 
teilweise verwehren, seiner Verpflichtung zur Voll-
versorgung zu entsprechen.

5.3 Der Stromlieferant ist unbeschadet zwingen-
der gesetzlicher Bestimmungen berechtigt, die 
Stromlieferung einzustellen oder über beauftragte 
Unternehmen einstellen zu lassen und die physische 
Trennung der Netzverbindung zu veranlassen. Dazu 
ist der Stromlieferant berechtigt, wenn der Kunde 
fällige Rechnungen trotz zweimaliger schriftlicher 
Mahnungen, davon die letzte mit eingeschriebe-
nem Brief, mit jeweils zweiwöchiger Nachfristset-
zung, nicht bezahlt oder gegen andere Punkte des 
Stromlieferungsvertrages verstößt. Der Stromlieferant 
hat bei jeder Mahnung auf die Möglichkeit zur In-
anspruchnahme des Rechts auf Wechsel gemäß 
§  25 ElWG, des Vergleichsinstruments gemäß 
§ 27 ElWG, des Rechts auf Ratenzahlung gemäß 
§ 28 ElWG, des Rechts auf Grundversorgung ge-
mäß § 30 ElWG, des Rechts auf Nutzung eines 
Vorauszahlungszählers gemäß § 29 ElWG sowie 
von Anlauf- und Beratungsstellen gemäß § 35 hin-
zuweisen, wobei hierfür eine von der Regulierungs-
behörde zur Verfügung gestellte Musterformulierung 
zu verwenden ist. Der Stromlieferant informiert den 
Netzbetreiber über die Einstellung der Stromliefe-
rung und über die erfolgten Mahnungen nach dem 
oben genannten Verfahren.

5.4 Die Kosten der Einstellung und Unterbrechung 
sowie der Wiederherstellung der Belieferung wer-
den dem Kunden vom Stromlieferanten in Rechnung 
gestellt. Der Stromlieferant wird die Belieferung un-
verzüglich wieder aufnehmen, sobald die Gründe 
für die Unterbrechung entfallen sind und der Kunde 
die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstel-
lung der Stromlieferung ersetzt hat. Die Kosten 
können für strukturell vergleichbare Fälle pauschal 
berechnet werden. Die Berechnung muss einfach 
nachvollziehbar sein und darf die nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Kos-
ten nicht übersteigen. Auf Verlangen des Kunden 
wird die Berechnungsgrundlage nachgewiesen. 
Der Nachweis geringerer Kosten ist dem Kunden 
gestattet.

6. HAFTUNG

6.1 Der Stromlieferant haftet gegenüber Kunden nur 
für Schäden, die der Stromlieferant oder eine Person, 
für welche er einzustehen hat, vorsätzlich oder grob 
fahrlässig verschuldet hat. Im Falle von leichter Fahr-
lässigkeit ist die Haftung mit einem Höchstbetrag von  
€ 2.500,– pro Schadensfall begrenzt. Die Haftung 
für Folgeschäden, entgangenen Gewinn, Produkti-
onsausfälle, Betriebsstillstand sowie für alle mittel-
baren Schäden ist ausgeschlossen. Zur Sicherung 
der Beweislage werden Unternehmer dem Strom-
lieferanten Schäden unter Darstellung des Scha-
densausmaßes und der Schadenshöhe unverzüglich 
schriftlich mitteilen. Schadenersatzansprüche verjäh-
ren spätestens nach Ablauf von 6 Monaten von 
dem Zeitpunkt an, zu welchem der Geschädigte 
von dem Schaden Kenntnis erlangt. Für Schäden 

an Personen jedoch haftet der Stromlieferant auch 
bei leichter Fahrlässigkeit ohne Betragsbegrenzung.

6.2 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgeset-
zes bleiben unberührt. 

7. MESSUNG UND ABRECHNUNG

7.1 Die Messung der Leistung und der gelieferten 
Energiemenge erfolgt durch den örtlichen Netzbe-
treiber mit dessen Messeinrichtungen. Eine Haftung 
des Stromlieferanten für unrichtige, unvollständige 
oder verstümmelte Messdaten ist jedenfalls ausge-
schlossen. Der Stromlieferant ist berechtigt, vom 
Netzbetreiber beim Kunden die notwendigen Ein-
richtungen einbauen zu lassen und die hierfür entste-
henden Kosten dem Kunden in Rechnung zu stellen.

7.2 Bei Verbrauchsstellen mit Lastprofilmessung 
erfolgt die Rechnungslegung jeweils monatlich im 
Nachhinein und basiert grundsätzlich auf den vom 
Netzbetreiber zur Verfügung gestellten Messdaten. 
Sind intelligente Messgeräte installiert, haben End-
kunden das Wahlrecht zwischen einer monatlichen 
Rechnung und einer Jahresrechnung. Auf dieses sind 
sie bei Vertragsabschluss samt einer Information 
über die damit verbundenen Auswirkungen auf die 
Verrechnung und jährlich während der Vertragslauf-
zeit hinzuweisen.

7.3 Bei Verbrauchsstellen ohne Lastprofilmessung 
erfolgt die Rechnungslegung zumindest einmal 
jährlich, grundsätzlich nach Übermittlung der Ver-
brauchsdaten durch den Netzbetreiber. In allen an-
deren Liefermonaten werden Teilbetragszahlungen 
vorgeschrieben, die auf die jeweilige Jahresabrech-
nung angerechnet werden.

7.4 Bei Lieferverträgen mit dynamischen Energie-
preisen erfolgt jedenfalls eine monatliche Rech-
nungslegung. Es besteht keine Wahlmöglichkeit 
des Endkunden (§ 43 Abs 3 ElWG).

7.5 Bei einer Jahresabrechnung steht es dem 
Stromlieferanten frei, pro Jahr bis zu zwölf Teilzah-
lungsbeträge in regelmäßigen Intervallen zu ver-
rechnen. Auf deren Verlangen ist Kunden jedenfalls 
die Möglichkeit einzuräumen, jährlich zumindest 
zehn Teilbetragszahlungen zu leisten. Teilzahlungs-
beträge sind auf Basis des Letztjahresverbrauchs 
und des aktuell gültigen Preises unter Berücksich-
tigung von Rabatten, die auf den Preis wirken, 
zu berechnen. Liegt kein Jahresverbrauch vor, so 
sind die Teilzahlungsbeträge auf Basis des zu er-
wartenden Stromverbrauchs ausgehend von der 
Schätzung des Verbrauchs vergleichbarer Endkun-
den zu berechnen. Die der Teilbetragsberechnung 
zugrundeliegende Menge in kWh ist dem Endkun-
den bei der Bekanntgabe der Teilzahlungsbeträge 
mitzuteilen.

7.6 Für den Netzzugang und die damit verbunde-
nen Regelungen mit Netzbetreibern (z. B. Einhaltung 
der Netzbedingungen und sonstigen Marktregeln, 
Bezahlung der Systemnutzungstarife) ist der Kunde 
verantwortlich.



7.7 Der Stromlieferant kann sich bereit erklären, 
die Verrechnung der Systemnutzung im Namen und 
auf Rechnung des Kunden gegenüber Netzbetrei-
bern abzuwickeln. In diesem Fall verrechnet der 
Stromlieferant dem Kunden die ihm jeweils für die 
Netznutzung bekannt gegebenen Entgelte und leitet 
diese zur Erfüllung des Netznutzungsvertrages des 
Kunden an den Netzbetreiber weiter. Diese Abwick-
lung ist jederzeit ohne Begründung widerrufbar. Der 
Widerruf wirkt nur für jene Verbindlichkeiten, für die 
der Stromlieferant noch nicht an den Netzbetreiber 
gezahlt hat.

8. ZAHLUNG / VERZUG

8.1 Die Rechnung wird bei Vorlage zur Zahlung 
fällig. Wenn nichts Anderes vereinbart ist, ist der 
Rechnungsbetrag einschließlich der ausgewiesenen 
Umsatzsteuer binnen zwei Wochen nach Erhalt 
der Rechnung ohne jeglichen Abzug zu bezahlen. 
Zahlungseingänge werden zunächst mit der jeweils 
ältesten noch offenen Forderung und erst in der wei-
teren Folge mit den jeweils noch offenen sonstigen 
Forderungen verrechnet.

8.2 Bei Zahlungsverzug des Kunden ist der Strom-
lieferant berechtigt, ab dem 15. Tag der Fälligkeit 
gesetzlich geregelte Verzugszinsen (§ 456 UGB) zu 
verlangen. Der Stromlieferant kann außerdem den 
Ersatz anderer vom Kunden verschuldeter und dem 
Stromlieferanten erwachsener Schäden in einem an-
gemessenen Verhältnis zur betrieblichen Forderung 
geltend machen, insbesondere die notwendigen 
Kosten zweckentsprechender außergerichtlicher Be-
treibungs- oder Einbringungsmaßnahmen. Im Falle 
der Beauftragung eines Rechtsanwalts hat der Kun-
de die Kosten gemäß dem jeweils gültigen Rechts-
anwaltstarifgesetz und im Falle der Beauftragung 
eines Inkassobüros die Kosten nach Aufwand zu 
bezahlen, wobei diese nicht über den Höchstsätzen 
der jeweils geltenden Inkassogebührenverordnung 
liegen dürfen. Die Kosten für Mahnungen verrechnet 
der Stromlieferant pauschal.

8.3 Die Aufrechnung seitens des Kunden ist nur 
mit anerkannten oder gerichtlich festgestellten For-
derungen möglich.

9. BERECHNUNGSFEHLER

9.1 Wenn Fehler in der Ermittlung des Rechnungs-
betrages festgestellt werden, muss
– �der Stromlieferant den zu viel bezahlten Betrag 

rückerstatten oder
– �der Kunde den zu wenig berechneten Betrag 

nachzahlen.

9.2 Ist die Größe des Fehlers nicht einwandfrei 
festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht 
an, so ermittelt der Stromlieferant den Verbrauch für 
die Zeit seit der letzten fehlerfreien Ablesung aus 
dem Durchschnittsverbrauch des ihr vorhergehenden 
und des der Feststellung des Fehlers nachfolgenden 
Ablesezeitraums oder auf Grund des vorjährigen 
Verbrauchs durch Schätzung; die tatsächlichen 
Verhältnisse sind angemessen zu berücksichtigen. 

Bei Berechnungsfehlern auf Grund einer nicht ord-
nungsgemäßen Funktion einer Messeinrichtung ist 
der vom Netzbetreiber ermittelte und dem Kunden 
mitgeteilte korrigierte Verbrauch der Nachberech-
nung zu Grunde zu legen. 

9.3 Ansprüche auf Richtigstellung und die daraus 
resultierenden Ansprüche auf Rückerstattung oder 
Nachzahlung sind verschuldensunabhängig und 
längstens auf den Verbrauch des laufenden und der 
drei vorausgegangenen Kalenderjahre beschränkt. 
Davon ausgenommen sind Berechnungsfehler, die 
auf arglistiges oder sonstig strafrechtlich relevantes 
Verhalten zurückzuführen sind.

10. VORAUSZAHLUNG/
SICHERHEITSLEISTUNG

10.1 Der Stromlieferant kann die Belieferung von 
einer Vorauszahlung oder sonstigen Sicherheitsleis-
tung (z. B. Barsicherheit, Bankgarantie) abhängig 
machen, wenn zu erwarten ist, dass die Zahlungs-
verpflichtungen des Kunden nicht oder nicht zeitge-
recht erfüllt werden, oder wenn ein Verfahren nach 
der Insolvenzordnung anhängig ist.

10.2 Die Höhe der Vorauszahlung des Kunden 
wird vom Stromlieferanten nach billigem Ermessen 
festgelegt. Dabei berücksichtigt der Stromlieferant 
den voraussichtlichen Verbrauch des Kunden im je-
weiligen Liefermonat, die prognostizierte Gesamt-
menge im Lieferzeitraum gemäß Stromlieferungsver-
trag und die Vertragspreise. 

10.3 Die Höhe der Sicherheit hat angemessen zu 
sein und beträgt höchstens die für einen Zeitraum 
von vier Liefermonaten durchschnittlich zu leistenden 
Zahlungen. 

10.4 Im Fall, dass Sicherheiten geleistet wurden, 
kann sich der Stromlieferant aus den Sicherheiten 
in der Reihenfolge seiner Wahl befriedigen, wenn 
der Kunde in Verzug ist und er nach einer einma-
ligen Mahnung unter Setzung einer Nachfrist von 
14 Tagen seiner Zahlungsverpflichtung nicht nach-
gekommen ist.

10.5 Wenn nach Beendigung und vollständiger 
Abwicklung des Vertrages sämtliche aufgelaufenen 
Verpflichtungen des Kunden erfüllt sind, gibt der 
Stromversorger die nicht verwertete Sicherheitsleis-
tung zurück.

11. RECHTSNACHFOLGE

11.1 Der Stromlieferant ist berechtigt, den Stromlie-
ferungsvertrag sowie seine Rechte und Verpflichtun-
gen gegenüber dem Kunden ganz oder teilweise 
auf Dritte zu übertragen. In diesem Fall wird der 
Kunde schriftlich informiert.

11.2 Ein Wechsel in der Person des Kunden ist 
dem Stromlieferanten unverzüglich mitzuteilen. Tritt 
ein Dritter in die Rechte und Pflichten des Kunden 
ein, ist die Zustimmung des Stromlieferanten erfor-
derlich, die er jedoch nur aus wichtigem Grund 

verweigern darf. Erfolgt der Vertragseintritt während 
eines Abrechnungszeitraumes ohne Verständigung 
des Stromlieferanten, so haften der bisherige Kunde 
und der neue Kunde zur ungeteilten Hand für die 
Verbindlichkeiten aus diesem Abrechnungszeitraum.

12. PREIS

12.1 Für Stromlieferungen des Stromlieferanten an 
den Kunden zahlt der Kunde an den Stromlieferan-
ten den zwischen den Parteien im Produktblatt oder 
anderweitig vereinbarten Strompreis. Für allfällige 
zusätzliche Leistungen können weitere Entgelte ver-
einbart werden.

12.2 Sofern nicht ausdrücklich vertraglich etwas 
Anderes vereinbart ist, setzt sich der Strompreis aus 
dem reinen Energiepreis, unter Angabe eines allfäl-
ligen Grundpreises, einerseits und den verordneten 
Systemnutzungsentgelten sowie Steuern und Abga-
ben andererseits zusammen.

12.3 Der reine Energiepreis beinhaltet ausschließ-
lich diejenigen Bestandteile, die im Preisblatt für den 
reinen Energiepreis, unter Angabe eines allfälligen 
Grundpreises, angegeben sind.

12.4 Weitere Preisbestandteile sind insbesondere 
diejenigen Positionen, die im Preisblatt als weitere 
Preisbestandteile angeführt sind, also vor allem Net-
zentgelte einerseits und Kostenpositionen anderer-
seits, die auf legislativen Vorgaben beruhen (einem 
Gesetz oder einer Verordnung) oder regulatorischer 
Natur und dabei für den Stromlieferanten mit zusätz-
lichen Kosten verbunden sind.

12.5 Änderungen der Energiepreise des Stromlie-
feranten sind gemäß den gesetzlichen Regelungen 
des § 21 ElWG möglich und müssen in einem an-
gemessenen Verhältnis zum für die Änderung maß-
gebenden Umstand stehen. Der Stromlieferant wird 
Kunden Änderungen der Entgelte mindestens einen 
Monat vor Wirksamkeit schriftlich im Wege der 
gemäß § 18 ElWG vereinbarten Kommunikation 
mitteilen. In dieser Mitteilung sind die Änderungen 
sowie Anlass, Voraussetzung, Umfang und erstma-
lige Wirksamkeit der Entgeltänderungen transpa-
rent und verständlich wiederzugeben. Endkunden 
sind berechtigt, Änderungen binnen vier Wochen 
ab Zustellung der Mitteilung kostenlos und unge-
achtet allfälliger vertraglicher Bindungen zu wider-
sprechen. Im Falle eines Widerspruchs endet das 
Vertragsverhältnis zu den bisherigen Vertragsbedin-
gungen Entgelten mit dem nach einer Frist von drei 
Monaten folgenden Monatsletzten ab Wirksamkeit 
der Änderungen, sofern nicht zu einem früheren 
Zeitpunkt eine Kündigung durch den Endkunden 
oder ein Lieferantenwechsel erfolgt. Ändern sich 
weitere Preisbestandteile, ist die Änderung ab dem 
Tag und mit dem Cent-Betrag wirksam und für beide 
Parteien bindend, der bezüglich der Netzentgelte 
vom Netzbetreiber und bezüglich legislativer oder 
regulatorischer weiterer Preisbestandteile von der Le-
gislative oder der Regulierungsbehörde festgesetzt 
ist oder wird. Dies gilt bei Steigerungen ebenso wie 
bei Senkungen.



Stadtwerke Feldkirch ein Unternehmen der Stadt Feldkirch
Leusbündtweg 49, 6800 Feldkirch, Österreich, Tel. +43 5522 9000, Fax +43 5522 79374, E-Mail: kundencenter@stadtwerke-feldkirch.at, Internet: www.stadtwerke-feldkirch.at
Rechtsform: Betrieb gewerblicher Art von einer Körperschaft öffentlichen Rechts, Sitz: Feldkirch, Firmenbuchgericht: LG Feldkirch, FN 64473p, DVR 0048780, UID-Nr. ATU 36828304

12.6 Sollten künftig Steuern oder andere durch 
den Gesetzgeber veranlasste, die Beschaffung, 
Übertragung, Verteilung, Netznutzung, Durchleitung 
oder den Verbrauch von Strom belastende Steuern 
und Abgaben oder sonstige durch den Gesetzge-
ber veranlasste allgemeine Belastungen (d. h. kein 
Bußgeld o. ä.) des Strompreises (alle vorstehend 
genannten Positionen werden nachfolgend einzeln 
und zusammen nur als Kosten bezeichnet) neu ent-
stehen oder sich erhöhen (= Mehrkosten), kann der 
Stromlieferant ihm hieraus entstehende Mehrkosten 
an den Kunden weiter berechnen, soweit dies ge-
setzlich zulässig ist. Die Weitergabe ist auf die Er-
höhung beschränkt, die nach dem Sinn und Zweck 
der Mehrkosten (z. B. nach Abnehmer oder nach 
Verbrauch) dem einzelnen Vertragsverhältnis zuge-
ordnet werden kann. Entfallen Kosten ganz oder 
verringern sich diese (= Entlastung), ist dies vom 
Stromlieferanten zu Gunsten des Kunden in voller 
Höhe des Cent-Betrages je kWh an den Kunden 
weiterzugeben.

12.7 Punkt 12.6 gilt entsprechend bei sonstigen 
Änderungen der energiewirtschaftlichen oder recht-
lichen Rahmenbedingungen, die zu einer veränder-
ten Kostensituation des Stromlieferanten führen.

13. VERTRAULICHKEIT, DATENSPEI-
CHERUNG UND DATENAUSTAUSCH

Die Vertragspartner vereinbaren Vertraulichkeit. Die 
im Zusammenhang mit dem Stromlieferungsvertrag 
anfallenden Daten werden vom Stromlieferan-
ten unter Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften 
verarbeitet und gespeichert, die zum Zweck der 
Erfüllung, Abrechnung und Beendigung des Strom-
lieferungsvertrags notwendig sind. Eine Weiter-
gabe der Daten an Dritte erfolgt nur, soweit dies 
zur Abwicklung des Vertragsverhältnisses z. B. mit 
dem Netzbetreiber oder zu Abrechnungszwecken 
notwendig ist. Viertelstundenenergiewerte gemäß 
§ 54 ElWG werden zum Zweck der Abrechnung, 
zur Prognoseerstellung, Produktentwicklung sowie 

für die Verbrauchs- und Stromkosteninformation im 
Sinne des § 45 ElWG verarbeitet.

14. GERICHTSSTAND

Soweit für die aus dem Stromliefervertrag entsprin-
genden Streitigkeiten die ordentlichen Gerichte zu-
ständig sind, wird ausschließlich die Zuständigkeit 
des für den Sitz des Stromlieferanten sachlich zu-
ständigen Gerichts vereinbart. Der Stromlieferant ist 
jedoch berechtigt, Kunden auch an einem anderen, 
gesetzlich vorgesehenen Gerichtsstand zu klagen.

15. HINWEIS AUF 
BESCHWERDEMÖGLICHKEITEN 

Bei Beschwerden steht dem Kunden un-
ser Servicecenter unter der Telefonnummer: 
+43 5522 9000 zur Verfügung. Weiters ist 
bei der Energie-Control Austria für die Regu-
lierung der Elektrizitäts- und Erdgaswirtschaft 
(E-Control), 1010 Wien, Rudolfsplatz 13a,  
Tel. 01 247240, www.econtrol.at, eine Beschwer-
destelle eingerichtet und kann dort bei Streitigkeiten 
zwischen dem Stromlieferanten und dem Kunden 
ein Schlichtungsantrag eingebracht werden.

16. ÄNDERUNGEN DER ALB/
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

16.1 Einseitige Änderungen der Allgemeinen 
Stromlieferbedingungen sind nach Maßgabe der 
gesetzlichen Bestimmungen des § 21 ElWG mög-
lich und werden dem Kunden schriftlich im Wege 
der gemäß § 18 ElWG vereinbarten Kommuni-
kation an die zuletzt bekannt gegebene Adresse 
zur Kenntnis gebracht. Demnach sind Änderungen 
der ALB den Kunden mindestens einen Monat vor 
Wirksamkeit der Änderungen schriftlich im Wege 
der vereinbarten Kommunikation (Punkt 2 dieser 
ALB) mitzuteilen. Im Falle einer Rechnungslegung 
in diesem Zeitraum hat die Information zusätzlich 
im Rahmen der Rechnung zu erfolgen. In dieser 

Mitteilung sind die Änderungen der ALB transparent 
und verständlich wiederzugeben. Gleichzeitig sind 
die Kunden darauf hinzuweisen, dass sie berechtigt 
sind, den Änderungen binnen vier Wochen ab Zu-
stellung der Mitteilung kostenlos und ungeachtet all-
fälliger vertraglicher Bindungen zu widersprechen. 
Im Fall eines Widerspruchs der Kunden endet das 
Vertragsverhältnis zu den bisherigen Vertragsbedin-
gungen mit dem nach einer Frist von drei Monaten 
folgenden Monatsletzten ab Wirksamkeit der Än-
derungen, sofern nicht zu einem früheren Zeitpunkt 
eine Kündigung durch die Kunden oder ein Lieferan-
tenwechsel erfolgt.

16.2 Sollten einzelne Bestimmungen der ALB un-
gültig, unwirksam, undurchführbar oder undurchsetz-
bar sein oder werden, so wird die Gültigkeit der 
übrigen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Die 
Vertragsparteien verpflichten sich, jede mangelhafte 
Bestimmung durch eine solche gültige, wirksame, 
durchführbare und durchsetzbare Bestimmung zu 
ersetzen, die den wirtschaftlichen, rechtlichen und 
technischen Auswirkungen, die die Vertragsparteien 
von der mangelhaften Bestimmung erwartet haben, 
am nächsten kommt. Dies gilt insbesondere für Be-
stimmungen, die den zwingend anzuwendenden 
Marktregeln im Sinne des § 6 Abs 1 Z 103 EIWG 
in der geltenden Fassung widersprechen.

16.3 Der Kunde hat jede Änderung von Name, 
Firmenwortlaut oder Adresse unverzüglich schriftlich 
im Wege der gemäß § 18 ElWG vereinbarten 
Kommunikation bekannt zu geben.

16.4 Unbeschadet der Bestimmungen in Punkt 7 
ist der Stromlieferant für die Zukunft widerruflich be-
vollmächtigt, den Kunden in allen Angelegenheiten 
im Zusammenhang mit der Netznutzung und dem 
Abrechnungsmanagement gegenüber dem Netzbe-
treiber zu vertreten.


